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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Der Referentenentwurf eines Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) ist nach wie vor in der Diskussion. An den Ge-

setzgeber wurden zahlreiche �nderungsvorschl�ge herangetragen, die derzeit ausgewertet werden. Kersting regt in seinem

aktuellen Beitrag an, auch die im Einzelnen dargelegten handels- und gesellschaftsrechtlichen Probleme, die aus der Befrei-

ung kleiner Einzelkaufleute und Personengesellschaften von der Befreiung der Buchf�hrungs- und Bilanzierungspflicht resul-

tieren, nochmals zu �berdenken. Die im „Betriebs-Berater“ zum BilMoG erschienen Beitr�ge sind in dem gleichnamigen The-

mendossier unter www.betriebs-berater.de abrufbar.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
vonDr. GeorgWeidenbach,

RA, Latham&Watkins LLP,

Frankfurt a.M.

EG-Kommission legtWeißbuch f�r
kartellrechtliche Schadensersatz-
klagen vor

Auf ihrem Weg zu einem europaweit harmo-

nisierten System f�r kartellrechtliche Scha-

densersatzklagen hat die Europ�ische Kom-

mission am 2.4.2008 ihr Weißbuch „Schaden-

ersatzklagen wegen Verletzung des EG-Wett-

bewerbsrechts“ vorgelegt (siehe http://

ec.europa.eu/comm/competition/antitrust/

actionsdamages/documents.html).

Die Kommission verfolgt das Ziel, dass „alle

B�rger und Unternehmen, die aufgrund einer

Zuwiderhandlung gegen die EG-Wettbe-

werbsvorschriften (…) einen Schaden erlei-

den, (…) vom Rechtsverletzer Schadenersatz

fordern k�nnen“. Nach Ansicht der Kommis-

sion werden derzeit j�hrlich mehrere Milliar-

den Euro an Schadensersatzanspr�chen nicht

geltend gemacht oder nicht zugesprochen.

Die daf�r angeblich verantwortlichen hohen

H�rdendernationalenRechtssystemem�chte

die Kommissionmit den imWeißbuch enthal-

tenen Vorschl�gen beseitigen. Konkret geht

es unter anderem um Sammelklagen, Zugang

der Gesch�digten zu Beweismitteln, erleich-

terte Schadensberechnung und Beg�nsti-

gung von Kl�gern bei den Gerichtskosten.

Verglichen mit dem im Dezember 2005 vor-

gelegten Gr�nbuch ist das Weißbuch bereits

das Ergebnis eines politischen Kompromis-

ses und erscheint daher weniger spektaku-

l�r. Es enth�lt dennoch erhebliche Spreng-

kraft. Die Umsetzung der Vorschl�ge w�rde

Grunds�tze der nationalen Rechtsordnungen

von Grund auf ver�ndern.

Dazu in Heft 20/2008 ausf�hrlich der Beitrag

von Weidenbach

Entscheidungen
BGH: Anforderungen an die Bestimmtheit

einer „gespaltenen Beitragspflicht“

Mit Urteil vom 3.12.2007 – II ZR 304/06 – hat der

BGH entschieden: Den Anforderungen an die Be-

stimmtheit bzw. Bestimmbarkeit weiterer neben

die Einlagepflicht tretender Beitragslasten (sog.

„gespaltene Beitragspflicht“) tr�gt eine Vertrags-

gestaltung Rechnung, nach der sich aus dem Ge-

sellschaftsvertrag i.V.m. der zugeh�rigen Bei-

trittserkl�rung die maximale H�he (hier: durch

Angabe eines „Netto-Gesamtaufwands“) der den

Gesellschafter treffenden Beitragspflicht ergibt

(Best�tigung Sen.Urt. vom 5.11.2007 – II ZR 230/

06, BB 2008, 235mit KommentarM�ller).

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-789-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zustimmung eines Gesellschafters zu

weiteren Beitragspflichten

Der BGH hat mit Beschluss vom 3.12.2007 – II ZR

36/07 – entschieden: Das durch § 707 BGB ge-

sch�tzte mitgliedschaftliche Grundrecht eines

Gesellschafters kann nicht ber�hrt sein, wenn er

einem Gesellschafterbeschluss zustimmt, der zu

im Gesellschaftsvertrag nicht vorgesehenen wei-

teren Beitragspflichten f�hrt.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2008-789-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Aufkl�rungspflicht gegen�ber

Anlegern

Mit Urteil vom 6.3.2008 – III ZR 298/05 – hat der

BGH entschieden, dass auch ein Anleger mit

grundlegenden Kenntnissen, der eine „chancen-

orientierte“ Anlagestrategie verfolgt, im Rahmen

einer Anlageberatung erwarten darf, dass er

�ber die Risiken einer ihm bislang nicht bekann-

ten Anlageform zutreffend unterrichtet wird.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-789-3

unter www.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Verbraucherkreditrichtlinie verabschiedet

Der Rat der Europ�ischen Union f�r Verkehr, Te-

lekommunikation und Energie hat am 7.4.2008

die neue Verbraucherkreditrichtlinie endg�ltig

gebilligt. Ziel der Richtlinie ist es, den Verbrau-

cherschutz europaweit durch mehr Transparenz

zu verbessern. Die neue Richtlinie enth�lt ab-

schließende Vorgaben f�r die Gesetzgebung der

Mitgliedstaaten (Grundsatz der Vollharmonisie-

rung). Sauer hat sich mit der Novellierung der

Verbraucherkreditrichtlinie in seinem Editorial in

Heft 9/2008 des „Betriebs-Berater“ kritisch ausei-

nandergesetzt.

Die Richtlinie bedarf zu ihrem Inkrafttreten jetzt

noch der Ver�ffentlichung im Amtsblatt der Eu-

rop�ischen Union. Danach ist sie innerhalb von

zwei Jahren in das innerstaatliche Recht der Mit-

gliedstaaten umzusetzen.
(Quelle: PM des BMJ vom 8.4.2008)

Neuregelung der Verpackungsentsorgung

verk�ndet

Am 4.4.2008 ist die 5. VerpackV-Novelle verk�n-

det worden. Die Novelle bek�mpft das Problem

von „Trittbrettfahrern“, die Verpackungen auf

den Markt bringen, ohne sich an den Entsor-

gungskosten zu beteiligen. Zu den Maßnahmen

z�hlen: Teilnahmepflicht an dualen Systemen;

Vollst�ndigkeitserkl�rung (VE); bei Zuwiderhand-

lungen Geldbußen bis zu 50000 Euro; vollst�ndi-

ge Einsichtnahme der zust�ndigen Landesbe-

h�rde in die elektronische VE-Akte. Am 5.4.2008

ist die VE in Kraft getreten, am 1.1.2009 wird der

Rest der Novelle – insbesondere die Pflicht zur

Beteiligung an dualen Systemen – folgen.
(Quelle: Newsletter des DIHK vom 3.4.2008)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. K. Jan Schiffer, Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich
Graf vonWestphalen, K�ln
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